
 
Kleine Anfrage 
des Abg. Dr. Andreas Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)  
vom 16.01.2004 
betreffend Auswirkungen der Zusammenlegung von Amtsgerichten 
und  
Antwort  
des Ministers der Justiz  
 
 
 

Vorbemerkung des Fragestellers: 
Das Ministerium der Justiz hat in der Pressemitteilung der Landesregierung vom 
16. Dezember 2003, in der die geplanten Maßnahmen zur Verwaltungsreform vor-
gestellt wurden, die Auflösung von acht Amtsgerichten und die Umwandlung von 
weiteren vier in Außenstellen anderer Amtsgerichte angekündigt. Durch diese 
Maßnahme sollen jährlich ca. 1 Mio. € für Gebäudeunterhaltung gespart werden 
und Verkaufserlöse für Gebäude von ca. 4,3 Mio. € erzielt werden. Größere Pro-
bleme hinsichtlich der Bürgernähe der Justiz sieht die Landesregierung nicht. 

 
Diese Vorbemerkung des Fragestellers vorangestellt, beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1. a) An welchen Standorten der aufzulösenden Amtsgerichte werden landeseigene 

Liegenschaften frei?  
 b) Welche Verkaufserlöse erwartet die Landesregierung im Einzelnen bei diesen 

Liegenschaften? 
 
In der nachstehenden Tabelle sind die aufgrund der Auflösung der Amtsge-
richte frei werdenden landeseigenen Liegenschaften sowie deren Schätzwert 
nach den vorliegenden Wertgutachten der Staatsbauämter enthalten. Der 
erzielbare Kaufpreis und der geschätzte Wert nach dem Gutachten dürften 
im Ergebnis nicht zwingend übereinstimmen. Für das Gebäude des Amtsge-
richts Witzenhausen liegt keine Wertermittlung vor. 
 
Amtsgericht Wert nach Gutachten in € 
Butzbach 578.300 
Hochheim 973.000 
Wolfhagen 360.500 
Bad Wildungen 1.296.500 
Homberg (Efze) 1.093.000 

 
Frage 2. a) An welchen Standorten der aufzulösenden Amtsgerichte waren bisher Räume 

angemietet?  
 b) Welche Einsparungen ergeben sich durch wegfallende Mietzahlungen? 
 
Lediglich bei dem Amtsgericht Eltville sind bislang Räumlichkeiten ange-
mietet. Die jährliche Ersparnis wird 52.000 € betragen, sobald die Einspa-
rung realisiert werden kann. Vorübergehend ist für Eltville die Aufrechter-
haltung als Zweigstelle des Amtsgerichts Rüdesheim vorgesehen. 
 
Frage 3. a) Sollen Standorte aufgegeben werden, an denen in den Jahren 2002 oder 2003 

erhebliche Kosten (mehr als 10.000 €) für Renovierung, Instandsetzung, Neu- 
oder Umbau, Erneuerung oder Verkabelung aufgewendet wurden?  

 b) Welche Standorte sind dies und welche Beträge wurden jeweils ausgegeben? 
 
In der nachfolgenden Tabelle sind die in den aufzugebenden Standorten in 
den Jahren 2002 oder 2003 aufgewendeten Beträge aufgelistet: 
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Amtsgerichte Aufgewendete Beträge  
im Jahr 2002 

Aufgewendete Beträge  
im Jahr 2003 

Hochheim am 
Main 

36.300 € (Brandschutz-
maßnahmen, Erneuerung 
von Fenstern) 

--- 

Butzbach 21.400 € (Bauunterhalt) 12.180 € (Bauunterhalt) 
Witzenhausen 10.450 € (Bauunterhalt) 10.450 € (Bauunterhalt) 
Homberg  
(Efze) 

9.830 € (Bauunterhalt) 17.000 € (Verkabelungen) 
+ 9.830 € (Bauunterhalt) 

 
Bei dem Amtsgericht Bad Vilbel wurden in den Jahren 2002/2003 insgesamt 
ca. 40.000 € für Baumaßnahmen im Rahmen der Modernisierung aufgewen-
det. Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, dass der Standort nach dem der-
zeitigen Planungsstand zur Errichtung einer "zentralen IT-Dienststelle für 
Fachanwendungen der Hessischen Justiz" weitergenutzt werden soll. 
Die Investitionsvorhaben bei den übrigen aufzugebenden Standorten wurden 
gestoppt. 
 
Frage 4. An welchen Standorten von aufnehmenden Amtsgerichten entsteht durch die 

Aufnahme eines oder mehrerer aufzulösender Amtsgerichte ein zusätzlicher 
Raumbedarf, der bauliche Maßnahmen (Neubau, Erweiterungsbau etc.) oder die 
Anmietung weiterer Räume erforderlich macht? 

 
Die Eingliederung der Amtsgerichte Homberg (Efze) und Bad Wildungen in 
das Amtsgericht Fritzlar bedingt einen zusätzlichen Raumbedarf, der in der 
bisherigen - landeseigenen - Liegenschaft des Amtsgerichts Fritzlar nicht zu 
gewährleisten ist.  
Es wird daher derzeit die Anmietung eines Investorengebäudes mit ca. 1.000 
qm Hauptnutzfläche zur Aufnahme der Amtsgerichte Bad Wildungen und 
Homberg (Efze) und zur Lösung der derzeitigen Raumprobleme in Fritzlar 
vorbereitet. 
Die Auflösung des Standorts Eltville bedarf einiger zusätzlicher Büro- und 
Archivräume zur Aufnahme des Personals und der Akten in Rüdesheim, mit 
deren Beschaffung das Hessische Immobilienmanagement betraut werden 
wird. 
Nach den bisherigen Erkenntnissen können die übrigen geplanten Struktur-
maßnahmen ohne nennenswerte bauliche Vorhaben (wie z.B. Neu- oder 
Erweiterungsbauten) und ohne Anmietung weiterer Räume umgesetzt wer-
den. 
 
Im Zusammenhang mit der Eingliederung des Amtsgerichts Witzenhausen in 
das Amtsgericht Eschwege und der Verbesserung der Unterbringung der 
Bewährungshilfe in Eschwege wird die Anmietung von ca. 250 qm zurzeit 
vorbereitet. 
 
Frage 5. Mit welchem zusätzlichen finanziellen Aufwand rechnet die Landesregierung 

hierbei jeweils (überschlägige Schätzung reicht aus)? 
 
Für den Gerichtsstandort Fritzlar war seit längerem ein Erweiterungsbau 
geplant, um den genehmigten Raummehrbedarf dieses Gerichts von 445 qm 
Hauptnutzfläche unterzubringen. Die Bau- und Gesamtausstattungskosten 
dieses Gebäudes zur Erweiterung des Amtsgerichts Fritzlar hätten sich nach 
vorsichtiger Schätzung aus heutiger Sicht auf 3 bis 3,5 Mio. € belaufen. 
Nachdem nun zusätzlich auch die Amtsgerichte Homberg (Efze) und Bad 
Wildungen in Fritzlar aufzunehmen sind, wurde entschieden, statt eines 
wesentlich erweiterten Neubaus ein Gebäude mit den entsprechenden Auf-
nahmekapazitäten anzumieten. Die Jahresmiete beträgt ca. 125.000 €. 
 
Frage 6. In welcher Höhe werden künftig Personalkosten durch den Wegfall von 12 Stellen 

für Direktoren des Amtsgerichts eingespart? 
 
Der Direktor eines Amtsgerichts erhält Dienstbezüge nach der Besoldungs-
gruppe R2 und die Direktoren der übrigen elf Amtsgerichte werden nach 
Besoldungsgruppe R1 mit Amtszulage besoldet. Die Amtszulage entfällt in 
Zukunft mit einer erfolgreichen Bewerbung auf eine Beförderungsstelle der 
Besoldungsgruppe R2 oder Versetzung des Direktors in den Ruhestand. Die 
Amtszulage beläuft sich auf ca. 175 € monatlich, sodass unter den vorge-
nannten Voraussetzungen bei den Direktoren der elf Amtsgerichte mittelfris-
tig jährliche Einsparungen in Höhe von insgesamt ca. 23.000 € entstehen. 
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Frage 7. a) Bei welchen aufnehmenden Amtsgerichten erhöht sich die Besoldung der 
Präsidentin bzw. des Präsidenten oder der Direktorin bzw. des Direktors 
durch den Anstieg der Richterplanstellen? 

 b) Welche zusätzlichen Personalkosten werden hierdurch künftig entstehen? 
 
Die Personalmaßnahmen führen bei den Präsidenten der aufnehmenden 
Amtsgerichte zu keinen Veränderungen ihres Besoldungsanspruchs. Im Be-
reich der Direktoralamtsgerichte haben die Maßnahmen folgende Auswir-
kungen:  
 
1. Die Stelle des Direktors des Amtsgerichts Dillenburg, die jetzt nach 

der Besoldungsgruppe R2 dotiert ist, erhält zukünftig eine Amtszula-
ge in Höhe von 2.085 € p.a.  

 Infolge der Erhöhung der Richterplanstellen ist darüber hinaus bei 
dem Amtsgericht Dillenburg die Stelle eines Vertreters eines Direk-
tors auszubringen. Die Stelle gehört der Besoldungsgruppe R2 an. 
Unter der Voraussetzung, dass der jetzige Direktor des Amtsgerichts 
Herborn zum ständigen Vertreter des Amtsgerichts Dillenburg er-
nannt wird, bleibt diese Strukturmaßnahme allerdings kostenneutral. 

 
2. Die Eingliederung der Amtsgerichte Bad Wildungen und Homberg 

(Efze) in das Amtsgericht Fritzlar hat zur Folge, dass die Stelle des 
Direktors des Amtsgerichts Fritzlar, die derzeit nach R2 dotiert ist, 
nach R2 mit Amtszulage anzuheben ist. Die Kosten dafür belaufen 
sich ebenfalls auf 2.085 € p.a. Des Weiteren ist für die Stelle des 
ständigen Vertreters für das Amtsgericht Fritzlar eine R1-Stelle nach 
R2 zu heben. Die Kosten dafür belaufen sich auf ca. 5.400 € p.a.  

 
Frage 8. Welche amtsgerichtlichen Aufgaben wurden zuletzt von den aufzulösenden Amts-

gerichten wahrgenommen (zivilrechtliche Streitigkeiten, Straf- und Ordnungs-
widrigkeiten, Familiensachen, Registersachen, freiwillige Gerichtsbarkeit etc.)? 

 
Bei den aufzulösenden Amtsgerichten wurden bislang zivilrechtliche Strei-
tigkeiten, Straf- und Ordnungswidrigkeiten sowie der Bereich der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit wahrgenommen. Soweit bestimmte Aufgabengebiete 
durch Konzentrationsverordnungen auf andere Amtsgerichte übertragen 
wurden, verweise ich auf die als Anlage beigefügte Tabelle. 
 
Nach der Verordnung über die Zuweisung von Mahnverfahren an das Amts-
gericht Hünfeld vom 24. September 1993 (GVBl. I S. 441) sind ferner sämt-
liche Mahnverfahren aus den Bezirken der Amtsgerichte in Hessen dem 
Amtsgericht Hünfeld zugewiesen. 
 
Frage 9. a) Verfügten die aufzulösenden Amtsgerichte bisher über Rechtsantragsstellen?  
 b) Falls ja, ist geplant, nach der Auflösung der Amtsgerichte den Bürgerinnen 

und Bürgern eine anderweitige Möglichkeit anzubieten, ortsnah ihre Anträge 
an das dann entferntere Amtsgericht einzureichen? 

 
Sämtliche aufzulösenden Amtsgerichte verfügten bislang über Rechtsantrags-
stellen. Die Einrichtung eines Gerichtstages, der es den Bürgern ermöglicht, 
ortsnah ihre Anträge einzureichen, ist bislang für die Gemeinden Wolfhagen 
und Bad Wildungen vorgesehen. In den übrigen betroffenen Gemeinden 
wird bei entsprechendem Bedarf ebenfalls ein Gerichtstag eingerichtet.  
 
Wiesbaden, 7. Mai 2004 

Dr. Christean Wagner 
 
 
 
Anlage 
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